
Zur Diskussion gestellt

Weltklimagipfel in Kopenhagen: 
Notwendige Eckpfeiler für eine neue 
Architektur

Klimapolitik jenseits harmloser Utopien

Die Klimapolitik benötigt keine Utopien, sondern einen kla-

ren Blick für die historischen Herausforderungen, vor de-

nen die Menschheit steht. Die Klimaverhandlungen in Ko-

penhagen im Dezember 2009 drohen sich im Feilschen über

belanglose Details zu verstricken. Dabei gerät die Jahr-

hundertaufgabe zunehmend aus dem Blick. Wir sollten

daher die Zeit bis Kopenhagen zu einer Besinnung auf die

wesentlichen Fragen nutzen und uns vergegenwärtigen,

welche Eckpfeiler ein internationales Abkommen umfassen

muss. Erst auf dieser Basis lassen sich die Kompromisse

in den Verhandlungen bewerten. Die internationale Klima-

politik verliert jede Glaubwürdigkeit, wenn sie einerseits ehr-

geizige Ziele formuliert, aber nicht einmal im Ansatz die

Bereitschaft erkennen lässt, die dazu notwendigen Mittel

zu ergreifen. Eine sinnvolle Architektur der Klimapolitik muss

sich nicht ausschließlich, aber doch hauptsächlich, auf drei

Eckpfeiler stützen:

1. Einigung über die Menge an Kohlenstoff, die noch bis

zum Ende des Jahrhunderts in der Atmosphäre abgela-

gert werden soll. 

2. Verteilung der Emissionsrechte nach einem gerechten

Schlüssel auf alle Nationen.

3. Schaffung der institutionellen Voraussetzungen für einen

globalen Emissionshandel.

Es ist nicht entscheidend, dass über alle Aspekte in Ko-

penhagen eine Einigkeit erzielt wird, aber es muss zumin-

dest eine Architektur für ein globales Abkommen erkenn-

bar werden.

Begrenzter Deponieraum der Atmosphäre

Eckpfeiler 1: Der Deponieraum der Atmosphäre ist be-

grenzt. Will man gefährlichen Klimawandel vermeiden, so

dürfen wir ab heute bis Mitte des Jahrhunderts noch et-

wa 770 Gigatonnen CO2 aus der Verbrennung fossiler

Energieträger in der Atmosphäre ablagern, wenn wir das

2°C-Ziel mit einer Wahrscheinlichkeit von 75% erreichen

wollen. In den letzten zehn Jahren haben wir etwa 260 Gi-

gatonnen CO2 abgelagert - wenn wir in diesem Tempo

weitermachen, wäre der Deponieraum in etwas mehr als

30 Jahren erschöpft. Es muss also ein Umbau des Ener-

giesystems stattfinden. Nur so können wir das Risiko sen-

ken, dass der Meeresspiegel dramatisch ansteigt, die

Ozeane versauern, der Monsun sich in China und Indien

verändert. Kopenhagen wäre bereits ein Erfolg, wenn sich

die Weltgemeinschaft auf ambitionierten Klimaschutz ei-

nigen könnte, denn über das globale Kohlenstoffbudget

muss rasch eine Einigkeit erzielt werden. In Kopenha-

gen muss es darum gehen, das 2°C-Ziel, dessen Bedeu-

tung nun auch die führenden Industriestaaten G-20 an-

erkannt haben (vgl. Major Economies Forum 2009), zu

präzisieren, um ihm eine klimapolitisch klare Definition

zu geben. Würde man nämlich die Wahrscheinlichkeit von

75 auf 50% reduzieren, würde sich das Kohlenstoffbud-

get um mehr als 100 Gigatonnen CO2 erhöhen und die

Vermeidungskosten geringer ausfallen (vgl. Knopf et al.

2009). Mit welcher Wahrscheinlichkeit das 2°C-Ziel er-

reicht werden soll, hängt davon ab, wie hoch die Verhand-

lungsführer das Vorsichtsprinzip gewichten. Diese Ge-

wichtung wiederum wird davon bestimmt, wie hoch die

zu erwartenden Risiken des Klimawandels sind und mit

welchen volkswirtschaftlichen Kosten die Einhaltung ei-

nes globalen Kohlenstoffbudgets verbunden ist. Die volks-

wirtschaftlichen Kosten der Vermeidung hängen wieder-

um entscheidend davon ab, wie schnell ein globales Kli-

maabkommen erreicht wird und welche Technologien zur

Verfügung stehen.

Eckpfeiler 2: Ein internationales Klimaabkommen wird aber

nur dann erreicht werden können, wenn die beteiligten Na-

tionalstaaten ein nationales Budget für ihre Emissionen ak-

zeptieren. Dieser Kuchen der globalen Emissionsrechte

kann entweder als einmaliges Gesamtbudget verteilt wer-

den oder als globale Emissionsobergrenze, die im Zeit-

verlauf so abgesenkt werden muss,  dass die Summe der

nationalen Emissionen nicht höher ist als das vereinbarte

globale Budget.
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Da die Schäden des Klimawandels primär von den ku-

mulierten Emissionen und nicht von jährlichen Emissionen

abhängen, besteht jedoch die Möglichkeit, diese intertem-

porale Flexibilität zu nutzen und die Emissionen zeitlich so

zu reduzieren, dass damit die Wohlfahrts- und Wachs-

tumsverluste der beteiligten Volkswirtschaften minimiert

werden. In der Vergangenheit wurden von vielen For-

schungsgruppen ökonomisch optimale Emissionspfade

berechnet, die mit verschiedenen Kohlenstoffbudgets

kompatibel sind. So würde eine mehr als 50%ige Chan-

ce für die Einhaltung des 2°C-Zieles erfordern, dass die

globalen Emissionen bis zum Jahr 2050 mindestens um

die Hälfte gegenüber dem Jahr 1990 reduziert werden

müssten. Dabei müssten die Industriestaaten ihre Emis-

sionen um etwa 80% gegenüber dem Niveau von 1990

absenken (vgl. IPCC 2007). Für die internationalen Kli-

maverhandlungen sind Aussagen dieser Art jedoch wenig

hilfreich. Denn um das Reduktionspotential eindeutig fest-

zulegen, muss man sich auf ein Basisjahr einigen. Dar-

über hinaus hängt der Prozentsatz mit dem jährlich redu-

ziert werden muss, von einem Referenzszenario ab. Das

Referenzszenario bildet den hypothetischen Emissions-

verlauf ab, der sich ohne Klimapolitik ergäbe. Geht man

von hohen Emissionen im Referenzszenario aus, werden

die notwendigen Emissionsreduktionen höher ausfallen

als im Vergleich zu einem niedrigen Referenzszenario. Die-

se Unsicherheiten könnten die Verhandlungsführer nut-

zen, indem sie ein hohes Referenzszenario vorausset-

zen, um dann hohe Minderungen zu versprechen. Durch

den Bezug auf einen hypothetischen und daher spekula-

tiven Emissionsverlauf werden die Verhand-

lungen mit unnötigen Unsicherheiten über

die künftigen wirtschaftlichen, technischen

und demographischen Entwicklungen be-

lastet. Wäre das Referenzszenario mit Si-

cherheit bekannt, ließe sich sowohl ex an-

te als auch ex post jedes Minderungssze-

nario in ein Budget umrechnen und umge-

kehrt. Da aber das Referenzszenario eine

große Unbekannte ist, ist eine Ex-ante-Ei-

nigung auf ein nationales Kohlenstoffbud-

get der einzig sinnvolle Weg, Klarheit über

die Zielvereinbarungen herzustellen. Diese

Motivation war wohl auch ausschlagge-

bend für das jüngste WBGU-Gutachten

(WBGU 2009), in dem der Vorschlag unter-

breitet wurde, nicht mehr über Minderungs-

szenarien, sondern über nationale Kohlen-

stoffbudgets zu verhandeln.1

Verteilung der Verschmutzungsrechte

Ein weiterer Vorteil des Budgetansatzes (oder auch einer

zeitlichen Emissionsobergrenze) gegenüber rein prozentua-

len Reduktionsverpflichtungen ist jedoch nicht nur, die na-

tionalen Verpflichtungen zu präzisieren, sondern auch die

Verteilungskonflikte explizit auf den Tisch zu legen: Die ein-

zelnen Nationalstaaten werden nämlich unterschiedliche Vor-

stellungen über einen gerechten Verteilungsschlüssel ha-

ben. Aus Sicht der Entwicklungs- und Schwellenländer wä-

re ein gleiches Kohlenstoffbudget pro Kopf vorteilhaft; für

die Industrieländer wäre eine Verteilung nach Sozialprodukt

besonders vorteilhaft. Dabei ist jedoch zu beachten, dass

die volkswirtschaftlichen Kosten, die durch globale Klima-

politik entstehen, nicht nur durch (i) die Zuteilung der Emis-

sionsrechte bestimmt werden, sondern auch durch (ii) na-

tionale Vermeidungskosten und Potentiale für klimafreund-

liche Technologien sowie (iii) die Entwertung fossiler Res-

sourcenbestände, die vor allem bei erdöl- und gasexportie-

renden Ländern zu Buche schlägt.

Über die Stärke dieser drei Effekte lässt sich nur etwas im

Rahmen von Modellrechnungen aussagen. Beispielhaft sei

dies an einem Szenario demonstriert, das mit dem Modell

REMIND gerechnet wurde (vgl. Abb. 1). Die Industrieländer

haben relativ geringe Konsumverluste zu tragen, da sie re-

lativ rasch in den Ausbau der erneuerbaren Energien, in die

Erhöhung der Energieeffizienz, in die Abscheidung und Ein-

lagerung von Kohlenstoff (CCS), aber auch in die Kernener-

gie investieren können. Der Mittlere und Nahe Osten haben
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1 Der Budgetansatz des WBGU erkennt klar, dass die

Ex-ante-Festlegung eines Budgets die Verteilungsfra-

gen transparent werden lässt. Die ökonomischen Im-

plikationen des Budgetansatzes sind jedoch noch nicht

befriedigend ausgeleuchtet, weil unklar bleibt, mit wel-

chen Instrumenten die Umsetzung erfolgen soll und

wie die zeitliche  Flexibilität gesichert werden kann.
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Ländern in einem festgelegten Ausgangsjahr (hier 2005) so viele Emissionsrechte  zugestan-

den, wie es ihren tatsächlichen Emissionen entspricht. Im zeitlichen Verlauf ändert sich dieser

Verteilungsschlüssel so, dass 2050 jeder Mensch über gleiche Pro-Kopf-Rechte verfügt.

Quelle: Berechnungen der Autoren.

Abb. 1
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hingegen sehr hohe Verluste zu verzeichnen, weil der Ver-

kauf von Öl und Gas verlangsamt werden muss, was ihre

Ressourcenrenten drastisch reduziert. Man kann es auch

anders ausdrücken: Durch die Festlegung eines Kohlenstoff-

budgets werden die Renten der Besitzer von Kohle, Öl und

Gas entwertet und durch eine Klimarente ersetzt; diese Kli-

marente ist Gegenstand der Verteilungskonflikte. Es wun-

dert nicht, dass gerade jene Länder, die aus der Nutzung

von Öl und Gas hohe Renten erzielten, diese durch die Kli-

mapolitik weitgehend verlieren. Interessant ist jedoch, dass

sich einige Länder der Entwertung ihrer Ressourcenrenten

entziehen können. So müsste zwar Russland seine Gasex-

porte verlangsamen, könnte jedoch im Falle einer ambitio-

nierten Klimapolitik auf Biomasse in Verbindung mit CCS

setzen. Russland würde dann Biogas herstellen und trüge

in Verbindung mit CCS dazu bei, dass CO2 aus der Atmo-

sphäre entzogen wird. Auch die Besitzer von Kohle könn-

ten ihre Rentenverluste durch die Einführung von CCS re-

duzieren. Dies ist auch der Grund, warum die CCS-Technik

für Klimapolitik von großer Bedeutung ist. Länder hinge-

gen, die wesentlich mehr Emissionszertifikate zugeteilt be-

kommen, als sie selber nutzen, können diese verkaufen und

teilweise sogar Gewinne erzielen, wie es das Modell z.B.

für Afrika zeigt (vgl. Abb. 1).

Wie Abbildung 1 deutlich zeigt, ist der Einfluss der drei Ver-

teilungsregeln auf die volkswirtschaftlichen Konsumverlus-

te relativ gering verglichen mit den Unterschieden zwischen

den Regionen. Zwischen dem Budgetansatz und der Zu-

teilung auf der Basis einer zeitlich flexiblen Emissionsober-

grenze gibt es darum keinen Unterschied, weil die Emis-

sionsobergrenze kostenminimal bzw. wohlfahrtsoptimal

berechnet wurde. Der Budgetansatz hat daher volkswirt-

schaftlich keine anderen Implikationen als das 2°C-Ziel bei

dem die Emissionsrechte nach der Pro-Kopf-Regel verteilt

werden und bei der die Emissionsobergrenze wohlfahrts-

optimal berechnet wurde. Der Unterschied zu den ande-

ren beiden Verteilungsregeln ist im Wesentlichen der Tat-

sache geschuldet, dass die Annahmen über den techni-

schen Fortschritt in dem Modell REMIND relativ optimis-

tisch sind. In Modellen, die eine geringe volkswirtschaftli-

che Flexibilität voraussetzen, ist der Einfluss der Zuteilung

der Emissionsrechte auf die volkswirtschaftlichen Konsum-

verluste höher, weil höhere Kohlenstoffpreise entstehen

und somit größere Renten verteilt werden. Dieser Sachver-

halt wird in Abbildung 2 gezeigt: So zeigen Modelle mit ge-

ringer technischer Flexibilität einen stärkeren Einfluss der

Verteilungsregeln auf die regionalen Vermeidungskosten

als Modelle mit hoher technischer Flexibilität. Daraus lässt

sich eine gewichtige Schlussfolgerung ziehen: Je höher die

technische Flexibilität, je effizienter die Kapitalmärkte bei

der Mobilisierung von Investitionen in kohlenstoffarme Tech-

niken sind, desto geringer sind die Renten die verteilt wer-

den müssen und umso geringer werden die Verteilungs-

konflikte sein.

Abbildung 2 zeigt darüber hinaus, dass die Unsicherheiten

über die regionale Verteilung der Vermeidungskosten noch

beträchtlich sind. Der Grund dieser Unsicherheit besteht da-

rin, dass die (Modell)-Annahmen darüber, wie leicht sich

Volkswirtschaften dekarbonisieren lassen und welche tech-

nischen Potentiale für die einzelnen Technologien bestehen,

noch weit auseinandergehen. Um diese Unsicherheit bei der

Abschätzung der regionalen Kosten zu reduzieren, sollte die

Bundesregierung in Kopenhagen darauf hinwirken, dass ein

internationales Expertengremium mit diesen Kostenabschät-

zungen beauftragt wird. Die internationale Arbeit an diesem

Zahlenwerk schafft gegenseitiges Vertrauen und eine ge-

meinsame Basis für rasche Verhandlungen.

Einrichtung einer Klimazentralbank

Eckpfeiler 3: Zu einem globalen Emissionshandel gibt es

keine ernsthafte Alternative. Der Vorschlag, eine CO2-Steu-
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er einzuführen, beruht auf einem Trugschluss: Wollte die

Politik nämlich ein globales Kohlenstoffbudget einhalten, so

müsste die CO2-Steuer über die Zeit hinweg steigen. Wie

aber werden die Anbieter von Kohle, Öl und Gas darauf rea-

gieren? Sie werden den Abbau ihrer Ressource beschleu-

nigen, mit dem Risiko, dass trotz eines steigenden CO2-

Preises das globale Kohlenstoffbudget überschritten wird

(siehe auch die Diskussion zum »Grünen Paradoxon« in Sinn

2008 sowie Edenhofer und Kalkuhl 2009). Wird jedoch von

vornherein ein Budget an Emissionsrechten bestimmt und

verteilt, gibt es für die Anbieter fossiler Ressourcen keine

Ausweichmöglichkeit: ihre Ressourcenrenten werden redu-

ziert und in eine Klimarente transformiert. Der Budgetan-

satz hat daher das Potential, den gordischen Knoten der

Klimapolitik zu durchschlagen, wenn das Kohlenstoffbud-

get durch eine noch näher zu bestimmende Institution treu-

händerisch verwaltet wird und damit den Märkten ein kla-

res Signal gegeben wird, dass über das Budget hinaus

keine Emissionsrechte ausgegeben werden. Ein globales

System regionaler und nationaler Klimazentralbanken soll-

te die Aufgabe übernehmen, das Kohlenstoffbudget volks-

wirtschaftlich effizient einzuhalten.2 Hierzu müssen die Kli-

mazentralbanken die Emissionsrechte so ausgeben, dass

die Unternehmen selbst entscheiden können, wann sie die

Emissionen reduzieren und mit welchen Technologien. Die

Klimazentralbanken können je nach gesamtwirtschaftlicher

Lage durch die Ausgabe der Zertifikate die zeitliche Flexi-

bilität einschränken oder erweitern. Ein solches System kann

nicht von heute auf morgen umgesetzt werden. Ein wich-

tiger Schritt in diese Richtung ist die Reform des europäi-

schen Emissionshandels. Es hat sich als große Schwäche

des europäischen Emissionshandels herausgestellt, dass

wichtige volkswirtschaftliche Sektoren nicht mit in den Emis-

sionshandel einbezogen sind. Dies trifft z.B. auf den Ge-

bäudesektor zu, in dem die Emissionen zu besonders ge-

ringen Kosten reduziert werden können. Man kann alle wich-

tigen Sektoren in den Emissionshandel mit einbeziehen,

wenn man auf der ersten Handelsstufe ansetzt. Derjenige,

der Kohle fördert, Gas oder Mineralöl importiert, bezahlt

nicht nur den Preis für die Ressource, sondern muss zu-

gleich ein Zertifikat für jene Emissionen erwerben, die mit

der späteren Ressourcennutzung entstehen. Damit sind al-

le Sektoren in den Emissionshandel integriert und die Markt-

kräfte sorgen dafür, dass die billigsten Vermeidungsoptio-

nen verwirklicht werden. Der Sachverständigenrat für Um-

weltfragen hat hierzu entsprechende Vorschläge ausgear-

beitet und bereits Überlegungen angestellt, wie der euro-

päische Emissionshandel in dieser Richtung reformiert wer-

den könnte (SRU 2008; Hentrich et al. 2009). Der Emissi-

onshandel sollte aber nicht nur sektoral, sondern auch re-

gional erweitert werden. In den USA geht die Debatte um

die Einführung eines nationalen Emissionshandels in die

entscheidende Phase. Die Bundesregierung sollte darauf

hinwirken, dass dieses Emissionshandelssystem mit dem

Europäischen Handelssystem zu einem transatlantischen

Kohlenstoffmarkt verbunden wird (Flachsland et al. 2008).

Dieses Projekt hätte eine starke Signalwirkung für  die Schaf-

fung eines internationalen Abkommens, das auch China,

Indien, Brasilien und Russland umfasst. Man kann allerdings

zu Recht die Frage stellen, ob die Zeit noch reicht, schritt-

weise ein internationales Abkommen zustande zu bringen.

Modellrechnungen zeigen, dass die Kosten um die Hälfte

steigen können, wenn ein globales Abkommen erst in 2020

statt in 2010 auf den Weg gebracht würde (vgl. Luderer et

al. 2009). Bei noch weiterer Verzögerung muss das 2°C-

Ziel sogar aufgegeben werden.

Einbettung in einen Global Deal

Der Emissionshandel allein wird jedoch nicht ausreichen, um

die notwendigen Investitionen in eine kohlenstofffreie Welt-

wirtschaft zu ermöglichen, er muss durch die weiteren Eck-

pfeiler Technologietransfer, Vermeidung von Entwaldung und

Anpassung ergänzt werden. Denn zu zahlreich sind die

Hemmnisse auf den Kapitalmärkten zur Mobilisierung von

Investitionen gerade in die notwendigen Infrastrukturmaß-

nahmen, als dass auf ergänzende Maßnahmen verzichtet

werden sollte. Auch die Verhinderung der Abholzung muss

Teil eines globalen Abkommens sein, da allein 20% der welt-

weiten Emissionen durch Abholzung, vor allem in Brasilien,

Indonesien und Afrika entstehen. Und selbst wenn es ge-

lingen sollte, den Klimawandel auf 2°C zu begrenzen, heißt

das nicht, dass es keinen Klimawandel geben wird. Insbe-

sondere die Entwicklungsländer werden sich an den verblei-

benden Restklimawandel anpassen müssen, der selbst bei

2°C schon erhebliche negative Schadenswirkungen mit sich

bringen wird. Die Zusammenführung dieser einzelnen Eck-

pfeiler haben wir ausführlich in unserer Version eines Global

Deals dargelegt (vgl. Edenhofer et al. 2008).

Vieles von dem, was hier gefordert wird, reicht weit über Ko-

penhagen hinaus. Aber die Vorschläge sind nicht utopisch.

Während Utopien Vorstellungen jenseits von Raum und Zeit

sind, sind die hier vorgestellten Eckpfeiler greifbare Forde-

rungen an eine Klimapolitik, die ihre selbstgesteckten Ziele

auch erreichen will. Die internationale Staatengemeinschaft

hat sich auf das 2°C-Ziel verständigt, ohne dieses Ziel völ-

kerrechtlich verbindlich festzulegen. Es wird in Kopenha-

gen aber nicht nur darauf ankommen, verbindliche Ziele fest-

zulegen. Es wird auch darauf ankommen, wirksame Mittel
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2 Die Forderung nach einer Klimazentralbank ist nicht neu. Einer der ersten

Ökonomen, der ein Modell einer Klimazentralbank entworfen hat, ist Lutz

Wicke (Wicke 2005). Ihm gebührt das Verdienst, dass er als einer der ers-

ten darauf hingewiesen hat, dass alle inkrementellen Verbesserungen des

Kyoto-Protokolls nicht dazu führen können, dass ambitionierte Klimaziele

erreicht werden. Er fordert daher zu Recht, dass die internationale Staa-

tengemeinschaft Rechenschaft über die enorme Diskrepanz zwischen den

hohen Zielen und der Weigerung, die Mittel für dieses Ziel auch einzuset-

zen, ablegen muss. Sein Modell der Klimazentralbank hat jedoch nicht die

Aufgabe, die Zertifikate intertemporal optimal zu steuern, sondern die

Umverteilung von Renten zu begrenzen.
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zu ergreifen, um diese Ziele auch Realität werden zu las-

sen. Wer mutige Ziele formuliert und die notwendigen Mit-

tel als utopisch denunziert, untergräbt seine eigene Glaub-

würdigkeit.
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Erfolgsaussichten für Post-Kyoto-
Abkommmen unsicher

Klimapolitische Ausgangslage

Anthropogene Emissionen erhöhen die Konzentration von

Treibhausgasen in der Atmosphäre und führen zu einem glo-

balen Temperaturanstieg. Das International Panel on Cli-

mate Change (IPCC) weist darauf hin, dass bei ungebrems-

ter Erderwärmung erhebliche ökologische Auswirkungen so-

wie eine Bedrohung für die Grundlagen der Wasserversor-

gung, der Nahrungsmittelproduktion und der gesamten wirt-

schaftlichen Leistungsfähigkeit vieler Länder, insbesondere

im Bereich der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, zu er-

warten sind.

Dem Klimawandel wird vor diesem Hintergrund mittlerwei-

le weltweite Aufmerksamkeit geschenkt. In L’Aquila (Ita-

lien) haben anlässlich des G-8-Gipfels im Juli 2009 16 füh-

rende Wirtschaftsmächte und die Mitglieder des Major Eco-

nomies Forum on Energy and Climate sich dafür ausge-

sprochen, die globale Erwärmung langfristig auf 2°C aus-

gehend von 1990 zu begrenzen. Die Europäische Union

verfolgt diese 2°C-Zielsetzung bereits seit 1996. Einer 

darüber hinausgehenden globalen Erwärmung soll vor al-

lem durch energiepolitische Maßnahmen, insbesondere

durch eine intensive Förderung erneuerbaren Energieträ-

ger, entgegengewirkt werden. Nicht nur der Ausstieg aus

der Kernenergie wird in diesem Zusammenhang neu zur

Diskussion gestellt, sondern auch neuartige klimapolitische

Maßnahmen (Stichwort: Carbon Capture and Storage –

CCS –, Geoengineering), deren Risiken für Mensch und

Umwelt bislang nicht hinreichend abgeschätzt werden kön-

nen. Hinsichtlich der den Weltklimagipfel im Dezember 2009
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